
Stellvertretend für mehr als

100.000 Beschäftigte in kirch-

lichen und diakonischen Ein-

richtungen Niedersachsens

haben rund 300 Mitarbeiter-

vertreter am 18. Februar 2002

vor dem Landeskirchenamt

gegen die von den Arbeit-

gebern geplanten Verände-

rungen ihrer zusätzlichen

Altersversorgung protestiert.

Die kirchlichen Arbeitgeber wol-

len sich am Abschluss des Tarif-

vertrages zur Zusatzversorgung

für den öffentlichen Dienst orien-

tieren. Durch Privatisierung, Tarif-

flucht und Stellenabbau zahlen je-

46 Infodienst Krankenhäuser Nr. 15 � März 2002

doch immer weniger Versicherte

in die Zusatzversorgung des öf-

fentlichen Dienstes ein. Diese ge-

ringeren Einnahmen stehen einer

steigenden Zahl von Versorgungs-

renten gegenüber. »Dies trifft für

den Bereich der Kirche in keinster

Weise zu«, so Manfred Freyer-

muth, Vorsitzender der Arbeitsge-

meinschaft der Mitarbeitervertre-

tungen und Mitglied des ver.di-

Landesbezirksvorstandes Nieder-

sachsen-Bremen. »Im Gegenteil,

alle kirchlichen Zusatzversorgungs-

kassen haben reichlich Rücklagen

gebildet, die Leistungseinschrän-

kungen nicht rechtfertigen. Eine

Vergleichbarkeit mit der Situation

im öffentlichen Dienst ist damit

nicht gegeben.«

Auf einer Informationsveranstal-

tung der Mitarbeitervertretungen

(MAVen) der Diakonie und der

MAVen der Hannoverschen Lan-

deskirche wurde deutlich, dass die

geplanten Veränderungen ein Griff

in die Tasche der Beschäftigten

sind. In zähen Verhandlungen der

Arbeitnehmervertreter mit den

kirchlichen Arbeitgebern ist es

immerhin gelungen die Beteili-

gung der Beschäftigten in dieser

Frage durchzusetzen. Das gilt 

es auch für die Zukunft sicher-

zustellen. �

Cristina Rehmert

Niedersachsen-Bremen: 
Protestkundgebungen am Landeskirchenamt

Aus den 
Landesbezirken

Bereits im Dezember 2001 musste

das Diakoniewerk Osnabrück – ein

Zusammenschluss von 13 Einrich-

tungen – einen Insolvenzantrag

stellen. Grund dafür ist das ge-

scheitere Sanierungsbemühen um

das wirtschaftlich angeschlagene

Wohnstift »Am Westerberg«. 

Ein Sanierungs-

konzept, das den Er-

halt aller Einrichtun-

gen unter dem Dach

des Diakoniever-

bandes ermöglicht,

droht nun an der

Landeskirche Hanno-

ver zu scheitern. Die Zahlung von

3 Mio. Euro, die bereits im Dezem-

ber zugesagt wurde, steht noch

aus. Dieser starren Haltung der

Landeskirche steht die Zusage der

Gläubiger gegenüber, in einem

erheblichen Umfang Schulden zu

erlassen und günstige Tilgungs-

zinsen einzuräumen, um die Sanie-

rung voranzutreiben. »Wir stehen

zu unserem Wort«, unterstrich der

Präsident des Landeskirchenamtes

Eckart von Vietinghoff, »machen

aber unsere Beteiligung an der

Sanierung von klaren Vorausset-

zungen abhängig.« 

ver.di will Niedersachsens Sozial-

ministerin Gitta Trauernicht (SPD)

als Vermittlerin einschalten, um

die drohende Insolvenz des Diako-

niewerkes Osnabrück abzuwen-

den. Einen entsprechenden Vor-

stoß kündigte ver.di-Landeschef

Wolfgang Denia am 21.2.2002

während einer Protestaktion von

knapp 200 Diakonie-Mitarbeitern

in Hannover an.

Sollte bis Ende Februar keine Lö-

sung gefunden werden, droht eine

Zerschlagung des Diakoniewerkes

mit dem Verkauf einzelner Einrich-

tungen. Schlechtere Arbeitsbedin-

gungen oder gar Arbeitsplatzver-

lust wären die Folge. �

Cristina Rehmert

Kirchliche Beschäftigte fürchten um ihre Altersversorgung

1.200 Beschäftigte des Diakoniewerkes Osnabrück bangen

weiterhin um den Erhalt ihrer Arbeitsplätze

�
Bitte vormerken:

Bundesweite Demo 
zur Sicherung der ZVK

11. April 2002
Darmstadt
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